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Erster Burgermeister Jurgen Reinhard er6ffnet um 20:43 Uhr die Sitzung des Bau- und
Umweltausschusses. Er begrif3t alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemafe Ladung und
Beschlussfahigkeit des Bau- und Umweltausschusses fest und erkundigt sich nach Einwanden
gegen die Tagesordnung.

Die Niederschrift vom 21.03.2023 wurde vollinhaltlich genehmigt (Abstimmungsergebnis: 8:0;
Stimmenthaltungen: 2).

OFFENTLICHE SITZUNG

Neubau eines Einfamilienwohnhauses

e FI.Nr. 5885/2, Michael-Gro3-StralRe 1, Niedernberg

Beschluss:
Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zum o. g. Bauvorhaben das
gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:

Der Antragsteller beabsichtigt den Neubau eines Einfamilienwohnhauses. Das geplante Bau-
vorhaben liegt nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Somit wird fur die Prifung des
Bauvorhabens § 34 BauGB herangezogen. Demnach gilt, dass innerhalb der im Zusammen-
hang bebauten Ortsteile ein Vorhaben zulassig ist, wenn es sich nach Art und Mafl3 der bauli-
chen Nutzung, der Bauweise und der Grundstiicksflache, die Gberbaut werden soll, in die Ei-
genart der ndheren Umgebung einfgt.

Die nadhere Umgebung ist grundséatzlich nicht genauer definiert, da dies auf die spezielle Situa-
tion vor Ort ankommt. In diesem Fall wurden die Grundstiicke auf der gleichen Stral3enseite
(Hausnummern 3 bis 9) zu den Mal3en herangezogen, da diese ein einheitliches StraRenbild
abgeben. Die 6stlich angrenzenden Grundstiicke (ab Hausnummer 11) weichen von diesem
einheitlichen StralRenbild ab und werden deshalb im Folgenden nicht in die Beurteilung mit ein-
bezogen.

Art der baulichen Nutzung

In 8 34 Abs. 2 BauGB ist geregelt, dass, falls die Eigenart der ndheren Umgebung einem der
Baugebiete der BauNVO entspricht, die Zulassigkeit des Vorhabens nach seiner Art danach
beurteilt wird, ob es in dem Baugebiet allgemein zulassig wére. In der unmittelbaren Umgebung
sind Wohnhauser gebaut. Im Flachennutzungsplan ist fir diesen Bereich ,Dorfgebiet” festge-
setzt. Dorfgebiete dienen unter anderem dem Wohnen, weshalb das geplante Einfamilienwohn-
haus sich in die Art der baulichen Nutzung einfugt.

MaR der baulichen Nutzung
Hierzu zahlt insbesondere die Grundflachenzahl, die Geschossflachenzahl sowie die Hohe der
baulichen Anlage.

Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter
Grundstucksflache zulassig sind. Die zulassige Grundflache ist der Anteil des Baugrundstlicks,
der von baulichen Anlagen tberdeckt werden darf.
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Laut dem vorliegenden Bauantrag betragt die GRZ | 0,28; die GRZ Il, welche auch die Grund-
flachen von Nebengebauden, Zufahrten, etc. umfassen, betréagt 0,56.

In der ndheren Umgebung sind einige altere Gebaude errichtet, fiir die keine Bauakten vorhan-
den sind oder fur die in den vorhandenen Bauakten keine Aussage zur Grundflachenzahl ge-
troffen wurde.

Die Grundflachenzahlen (GRZ 1) der Grundstiicke der unmittelbaren Umgebung wurden Uber
das Geodateninformationssystem grob ermittelt. Danach sind dort Grundflachenzahlen (GRZ 1)
zwischen 0,16 und 0,27 vorhanden.

Nach Meinung der Gemeindeverwaltung fugt sich das geplante Bauvorhaben in die Bebauung
der unmittelbaren Umgebung ein.

Geschossflachenzahl, Anzahl der Vollgeschosse

Die Geschossflachenzahl gibt an, wie viele Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter
Grundstucksflache zulassig sind. Mit einberechnet werden hierbei lediglich die Vollgeschosse.
Als Vollgeschosse gelten die Geschosse, die vollstandig Uber der natirlichen oder festgelegten
Gelandeoberflache liegen und tber mindestens zwei Drittel ihrer Grundflache eine Héhe von
mindestens 2,30 m haben. Kellergeschosse sind nur dann Vollgeschosse, wenn deren Decken-
unterkante im Mittel mindestens 1,20 m héher liegt als die nattirliche oder festgelegte Gelande-
oberflache.

Im vorliegenden Fall betragt die GFZ 0,43 (zwei Vollgeschosse: Erdgeschoss und Oberge-
schoss).

Auch hier liegen bzgl. der Geb&aude in der umgebenden Bebauung keine Daten vor. Ob die Ge-
baude ein- oder zweigeschossig sind, lasst sich nicht abschlieRend beurteilen.

Wandhohe und Firsthéhe

Die Wandhohe ist das Mal3 von der Gehweg-Hinterkante bis zum Schnittpunkt der Wand mit
der Dachhaut bzw. der obere Abschluss der Wand. Die Wandhohe des Einfamilienwohnhauses
soll 6,17 m betragen.

Die Wandhohen der Hauser der unmittelbaren Umgebung Uberschreiten 4 Metern nicht. Das
geplante Gebaude fligt sich an dieser Stelle nicht ein.

Die Firsththe, d. h. das Maf3 von der Gelandeoberflache bis zur oberen Kante des Satteldachs,
soll 8,01 m betragen. Hier liegen ebenfalls bzgl. der Gebéude in der umgebenden Bebauung
keine Daten vor. Die Firsthéhe fligt sich nach Einschatzung der Verwaltung ein.

uberbaubare Grundsticksflache (Baugrenze, Baulinie)
Baugrenzen dirfen von Gebduden und Geb&udeteilen grundsatzlich nicht Uberschritten wer-
den. Auf eine Baulinie dagegen muss zwingend gebaut werden.

In der unmittelbaren Umgebung ist faktisch eine Baulinie vorhanden. Diese verlauft mit einem
Abstand von ca. 3,4 m zur Stral3e. Im vorliegenden Fall soll das Einfamilienhaus mit einem Ab-
stand von 2,50 m zur Stral3e errichtet werden.

An dieser Stelle wéare ebenfalls eine Abweichung von der Bebauung in der unmittelbaren Um-
gebung vorhanden.

Stellplatze
Auf dem Grundstlick werden 2 Stellplatze fir das Bauvorhaben errichtet.
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Nach § 3 Nr. 1 Buchstabe a der Satzung uber die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeu-
ge der Gemeinde Niedernberg sind 2 Stellplatze notwendig. Diese Festsetzung ist damit einge-
halten.

Nachbarbeteiligung
Die benachbarten Grundstiickseigentimer haben dem Bauvorhaben zugestimmt.

Erweiterung Seehotel Personalgebaude

Ol 2 FI.Nr. 11081, Leerweg, Niedernberg

Beschluss:

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zum o. g. Bauvorhaben und
dem damit verbundenen Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans
bzgl.

— Wandhothe
das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB.
Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:
Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Seehotel“. Der An-
tragsteller beabsichtigen die Erweiterung durch die Errichtung eines Personalgebéaudes.

Art der baulichen Nutzung

Der Bebauungsplan ,Seehotel” ist in mehrere Sondergebiete unterteilt. Im Sondergebiet 7, wel-
ches fir dieses Bauvorhaben von Belang ist, sind eine Hotelanlage mit Restaurant und Ta-
gungsstattenmaoglichkeiten sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Wohnungen fiir Be-
triebsinhaber und Angestellte zulassig.

Das Seehotel soll durch ein Personalgebaude erweitert werden. In der Betriebsbeschreibung
heil3t es weiterhin: ,Die projektierte Hauptnutzung dient zur Schaffung im Obergeschoss von 10
Wohnungen und im Staffelgeschoss von 5 Appartements fiir Bedienstete und Angestellte des
Hotels. Bedingt durch den derzeitigen Wohnungsmangel und die Arbeitszeiten ist es dringend
erforderlich, Unterbringungs- und Schlafmdéglichkeiten fir qualifiziertes Personal direkt im Ho-
telbereich zu schaffen. Im Erdgeschoss wird neben einem Fitness Studio eine Ausstellungsfla-
che mit Eventmdglichkeit fir Hotelgaste errichtet.”

Die Art der baulichen Nutzung wird eingehalten.

Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflaiche je Quadratmeter
Grundstucksflache zulassig sind. Die zulassige Grundflache ist der Anteil des Baugrundstiicks,
der von baulichen Anlagen tberdeckt werden darf. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans
,~Seehotel" betragt die GRZ einschliel3lich der Flachen fur Stellplatze und deren Zufahrten 0,6.

Die GRZ ist mit 0,39 im Bauantrag angegeben und damit eingehalten.

Anzahl der Vollgeschosse

Im Bebauungsplan ,Seehotel” ist die Anzahl der Vollgeschosse festgesetzt. Fir das Sonderge-
biet 7 ist geregelt, dass maximal drei Vollgeschosse errichtet werden dirfen. Als Vollgeschosse
gelten die Geschosse, die vollstandig tber der natirlichen oder festgelegten Gelandeoberflache
liegen und tber mindestens zwei Drittel ihrer Grundflache eine Hohe von mindestens 2,30 m
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haben. Kellergeschosse sind nur dann Vollgeschosse, wenn deren Deckenunterkante im Mittel
mindestens 1,20 m hoher liegt als die natirliche oder festgelegte Gelandeoberflache.

Da geplante Bauvorhaben umfasst drei Vollgeschosse, die Festsetzung im Bebauungsplan wird
eingehalten.

Geschossflachenzahl

Die Geschossflachenzahl gibt an, wie viele Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter
Grundstucksflache zuldssig sind. Mit einberechnet werden hierbei lediglich die Vollgeschosse.
Die Geschossflachenzahl (GFZ) ist im Bebauungsplan ,Seehotel* mit maximal 1,4 festgelegt
und wird durch das Bauvorhaben mit einer GFZ von 0,26 eingehalten.

Wandhdhe und Firsthéhe

Nach dem Bebauungsplan ,Seehotel* darf die Wandhdéhe im Sondergebiet 7 max. 126,00
mUNN betragen. In der Begriindung heil3t es hierzu: ,Fir die Gebadude werden maximal drei
Vollgeschosse zugelassen und die Wandhdhe mit 126,0 miNN sowie die Firsthéhe mit 133,0
MUNN begrenzt. Die Hohen liegen damit 3,0 m unterhalb von SO 2 und beglnstigen einen ge-
staffelten Ubergang in den nérdlich anschlieRenden freien Landschaftsraum.*

Das Personalgebdude Uberschreitet mit 127,795 miUNN die im Bebauungsplan festgesetzte
zulassige Wandhéhe um 1,795 m.

Die Gemeindeverwaltung sieht, insbesondere da die Firsththe eingehalten ist (siehe nachfol-
gender Absatz), keine Probleme in der Uberschreitung der maximalen Wandhohe.

Die maximale Firsthohe, d. h. das Maf} bis zur oberen Kante des Dachs, darf laut des Bebau-
ungsplans ,Seehotel* im Bereich SO 7 eine Héhe von 133,00 mUNN nicht Uberschreiten. Das
Gebaude soll kiinftig eine Firsthohe von 133,00 muNN aufweisen und halt diese Festsetzung
damit ein.

Stellplatze
Laut Stellplatznachweis sind 245 Stellplatze vorhanden und 167 wiirden benétigt.

Erweiterung des Biergartens der Gaststatte "Zur Gemutlichkeit"

elz & FI.Nr. 12374/1, Hauptstral3e 65, Niedernberg

Beschluss:
Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zum o. g. Bauvorhaben das
gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB.

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zur Erteilung der Sondernut-
zungserlaubnis auf Widerruf flr den Betrieb des Biergartens auf dffentlichem Grund seine Zu-
stimmung. Die Ketten zur Abgrenzung des tatsachlichen Biergartens zur tatséchlichen Ver-
kehrsflache sind wéhrend der Biergartensaison dauerhaft anzubringen.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:

Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Altbaugebiet | + II*.
Der Antragsteller beabsichtigt die Erweiterung des Biergartens der Gaststatte ,Zur Gemutlich-
keit".

Mit diesem Antrag soll die aktuelle tats&chliche Nutzung rechtlich geregelt werden.

Im Zuge des Umbaus des Einmindungsbereichs FachrainstralRe/Hauptstral3e/llbenstral’e wur-
de der Biergarten vor der Gaststatte erweitert. Dieser Teilbereich liegt auf 6ffentlichem Grund,
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da dieser der Stral3e zugeordnet ist. Bisweilen gab es hierzu lediglich eine mundliche Vereinba-
rung, welche auch das Anbringen einer Kette zur Abgrenzung des Biergartens zum Stral3en-
raum umfasste. Eine Genehmigung fir den Biergarten gab es bislang nicht.

In der Baubeschreibung wird erlautert, dass durch die VergroRerung der Freiflache sich die An-
zahl der Platze im vorderen Biergarten auf 40 Platze zzgl. zwei Bierfasser, die als Stehtische
Verwendung finden kénnen, erhdht. Im Innenhof verbleiben 29 Platze. Weiterhin wird in der
Beschreibung erlautert: ,Wé&hrend des Gaststattenbetriebes, ist dafir Sorge zu tragen, dass
mind. ein Fligel des Haupthoftores dauerhaft gedffnet ist. Da durch die teilweise Abtrennung
des Biergartens zur Stral3e mit einer Kette im Brandfall hier eine Barriere errichtet wurde, ist,
wie im Plan eingezeichnet ein markierter Flucht- und Rettungsweg zu erstellen, der definitiv
immer freizuhalten ist, um im Brandfall eine schnelle Entleerung zu sichern und auch den Zutritt
der Rettungskrafte sicher zu stellen. Um die Fluchtwegsituation wesentlich zu verbessern wird
ein zweiter baulicher Rettungsweg geschaffen. Dazu wird der Ausgang zur llbenstral3e zu ei-
nem 2.Rettungsweg umgebaut. Der Turfligel wird entsprechend vergroRert und die Tur wird mit
einem Panikschloss ausgestattet. Beide Fluchtwege sind mit entsprechenden nachleuchtenden
Schildern zu kennzeichnen. Der zweite Rettungsweg fir die oberen Geschosse erfolgt, wie be-
reits schon immer vorgesehen uber Fenster von der Fachrainstral3e aus. Der Gastraum selbst
bleibt wie vorhanden, verfligt aber durch diese MaRnhahmen zukinftig auch tGber zwei bauliche
Rettungswege bis auf 6ffentlichen Grund.®

Nutzung des offentlichen Grunds

Um einen Biergarten auf StralBenverkehrsgrund zu ermdglichen bedarf es einer Sondernut-
zungserlaubnis nach Art. 18 Bayerisches Straf3en- und Wegegesetz (BayStrWG), welche nur
auf Zeit oder auf Widerruf erteilt werden kann.

Bauliche Anlagen sind aufgrund dessen nicht mdglich, hier auch nicht vorgesehen.

Die Sondernutzungserlaubnis wird aufgrund Art. 21 BayStrWG im Rahmen der Baugenehmi-
gung erteilt, wenn die Gemeinde ihre Zustimmung hierzu gibt.

Eine Abgrenzung des tatsachlich als Biergarten genutzten Straf3enbereichs zur tatsachlich als
StralRe genutzten Strafl3enbereichs stellt eine wichtige Komponente dar. Der Biergarten grenzt
an den Ful3weg in Richtung Kindergarten an. Hier muss eine sichere Passierbarkeit gewahrleis-
tet sein.

Stellplatze
Nach § 3 Nr. 2 Satz 1 der Satzung Uber die Herstellung von Stellplatzen fur Kraftfahrzeuge der

Gemeinde Niedernberg in Verbindung mit der Anlage 1 Nr. 4.1 sind fur Gaststatten 1 Stellplatz
je 10 m2 Nettogastraumflache nachzuweisen.

Im vorliegenden Fall wird die Nettogastraumflache nicht geandert. Hierbei handelt es sich um
die Gastraumflache innerhalb der Raumlichkeiten (ausgenommen Kiiche, Toiletten, etc.).
Grundsatzlich geht man davon aus, dass entweder die Sitzplatze in den Innenrdume oder im
Sommer die Sitzplatze im Freien belegt sind. Da der Biergarten nicht gréRer als die Innenrdaume
ist, reichen die Stellplatze fur die Gaststéatte im Gebaude aus.

Aus diesem Grund werden fir das o. g. Bauvorhaben keine weiteren Stellplatze gefordert.

Nachbarbeteiligung
Die benachbarten Grundstiickseigentimer haben dem Bauvorhaben zugestimmt.

Nutzungsanderung von Nebengebaude in Hauptgebaude; Wohnhausumbau;
TOP 4 Teilerneuerung des Dachstuhls
FI.Nr. 285, HauptstralRe 12, Niedernberg

Beschluss:
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Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zum o. g. Bauvorhaben und
den damit verbundenen Antragen auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans
bzgl.

— Anzahl der Vollgeschosse
— Wandhohe
— Baufenster (Hauptgebaude statt Nebengebaude)

das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB.
Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:

Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Altbaugebiet | + II*.
Die Antragsteller beabsichtigen die Nutzungsanderung von einem Nebengebaude in ein Haupt-
gebaude, ein Wohnhausumbau sowie eine Teilerneuerung des Dachstuhls.

Grundflachenzahl

Die Grundflachenzahl (GRZ) gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflache je Quadratmeter
Grundstucksflache zulassig sind. Die zulassige Grundflache ist der Anteil des Baugrundstlicks,
der von baulichen Anlagen tberdeckt werden darf. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans
»Altbaugebiet | + 11" betragt die GRZ 1,0. Diese wird durch das o. g. Bauvorhaben nicht veran-
dert.

Baufenster; Anzahl der Vollgeschosse
Im betroffenen Baufenster dirfen laut Bebauungsplan lediglich Nebengebdude errichtet wer-
den. Es ist jedoch die Nutzungsénderung zu einem Hauptgebaude geplant.

Fur das Baufenster ist weiterhin geregelt, dass maximal ein Vollgeschoss errichtet werden darf.
Als Vollgeschosse gelten die Geschosse, die vollstandig Uber der natlrlichen oder festgelegten
Gelandeoberflache liegen und tber mindestens zwei Drittel ihrer Grundflache eine Hohe von
mindestens 2,30 m haben. Kellergeschosse sind nur dann Vollgeschosse, wenn deren Decken-
unterkante im Mittel mindestens 1,20 m hoéher liegt als die natirliche oder festgelegte Gelande-
oberflache.

Das geplante Bauvorhaben soll mit zwei Vollgeschossen (EG, DG) errichtet werden. Die Anzahl
der Vollgeschosse ist somit Uberschritten.

Hierfir wurde eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans beantragt. In der
Begrindung ist aufgefuihrt, dass geplant ist das Nebengebaude zum Hauptgebdude umzunut-
zen. Da die Vollgeschossigkeit geringfiigig ausféllt sind nach Meinung des Entwurfsverfassers
die stadtebaulichen Belange aus planerischer Sicht nicht beeintrachtigt.

Die Gemeindeverwaltung sieht keine Probleme in der Nichteinhaltung der vorgeschriebenen
Bauart (zweigeschossiges Hauptgebdude anstatt eines eingeschossigen Nebengebdudes), da
das Gebaude stralRenseitig nicht einsehbar ist.

Geschossflachenzahl

Die Geschossflachenzahl gibt an, wie viele Quadratmeter Geschossflache je Quadratmeter
Grundstucksflache zuldssig sind. Mit einberechnet werden hierbei lediglich die Vollgeschosse.
Die Geschossflachenzahl (GFZ) ist im Bebauungsplan ,Altbaugebiet | + Il mit maximal 1,6
festgelegt und wird durch das Bauvorhaben mit einer GFZ von 0,8 eingehalten.

Wandhdhe
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Die Wandhohe ist das Mal3 von der Gehweg-Hinterkante bis zum Schnittpunkt der Wand mit
der Dachhaut bzw. der obere Abschluss der Wand. Nach dem Bebauungsplan ,Altbaugebiet | +
[I“ darf die Wandhohe bei Nebengeb&uden 2,50 m nicht Gberschreiten. Das Baufenster ist wie
bereits beschrieben nur fir Nebengebaude ausgelegt, weshalb hierbei, trotz der Umnutzung als
Hauptgebaude, die Wandhdhe fur Nebengebaude gilt.

Die Wandhdhe soll, angepasst an das bereits bestehenden Hauptgebaude, 4,90 m betragen.

Die Gemeindeverwaltung sieht, insbesondere da das Gebéaude stral3enseitig nicht einsehbar ist
und sich dieses an das Hauptgebaude anpasst, keine Probleme in der Uberschreitung der ma-
ximalen Wandhohe.

(Zum Vergleich: die maximale Wandhdhe bei zweigeschossigen Wohngebéuden betréagt 6,60
m.)

Abstandsflachen

Die Antragsteller beantragen eine Abweichung von Vorschriften der Bayerischen Bauordnung.
In der Begriindung ist angegeben, dass das Bestandshaus bereits auf der Grundstlicksgrenze
steht. Nachbarschaftliche Belange in Sachen Beliftung und Belichtung seien aus planerischer
Sicht nicht beeintrachtigt, da zwischen Hausnummer 12 und 10 ein Abstand von 5,30 m ist.

Die Bauaufsichtsbehdrde kann unter Wirdigung der offentlich-rechtlich geschiitzten nachbarli-
chen Belange mit den o6ffentlichen Belangen Abweichungen von Anforderungen der Bayeri-
schen Bauordnung zulassen.

Nachbarbeteiligung
Die benachbarten Grundstiickseigentiimer haben dem Bauvorhaben mindlich zugestimmt. Die
schriftlichen Zustimmungen werden aufgrund Abwesenheit nachgereicht.

Umbau von zwei Dachgauben zu Schleppdachgauben und Errichtung eines
TOP 5 Dachbalkons
FI.Nr. 5995, Heckenweg 7, Niedernberg

Beschluss:

Der Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde Niedernberg erteilt zum o. g. Bauvorhaben und
den damit verbundenen Antrdgen auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans
bzgl.

— aller Festsetzungen zu Gauben
das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 BauGB.
Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt:

Das geplante Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Nordwestlicher Orts-
rand“. Die Antragsteller beabsichtigen den Umbau von zwei Dachgauben zu Schleppdachgau-
ben und die Errichtung eines Dachbalkons.

Gauben

Im Bebauungsplan ,Nordwestlicher Ortsrand” sind folgende Festsetzungen bzgl. der Errichtung
von Schleppgauben festgelegt:

Gaubenform: Einzelgauben mit Sattel- oder Walmdach. Gaubendachneigung wie Wohnhaus-
dach. Schleppgaubenform ist zulédssig ab 35° Wohnhausdachneigung. Die Breite der Gesamt-
gaubenansicht darf 1/3 der Hauptdachlange nicht tberschreiten. Einzelgaubenbreite max. 1,50
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Meter Aul3enmal3. Bristungshohe hochstens 1,20 Meter Innenmaf3. Der Gaubenaufsatz auf
dem AuRenwand-Mauergrund ist unzulassig.

Die Schleppgaubenform ist zuldssig ab 35° Wohnhausdachneigung. Die Breite der Gesamt-
gaubenansicht darf 1/3 der Hauptdachlange nicht Uberschreiten. Die Einzelgaubenbreite darf
maximal 1,50 m betragen. Die Gauben sollten, insgesamt gesehen, in einem guten Verhaltnis
zur Wohnhausdachflache stehen.

Der Antragsteller reicht einen Befreiungsantrag mit folgender Begriindung ein:

,ES wird beantragt an den genehmigten Dachgaupen die Dachform von einem Walmdach auf
ein Schleppdach zu andern. Die Dachneigung des Gebéaudes betragt 30 Grad, die Neigung des
Schleppdachs 16 Grad. Hier wird eine Befreiung beantragt, da die 35 Grad Hauptdachneigung
nicht gegeben ist und die Dachneigung der Gaupe nicht wie die des Hauptdaches ist.

Die Dachform soll gedndert werden um Photovoltaik auf den Gaupendachern nutzen zu kon-
nen. Dies ist infolge der Entwicklung auf dem Energiesektor von gesamtpolitischem Interesse.
Wegen der Verschattung durch die Dachaufbauten bieten die Schleppdachflachen auf der Std-
seite des Gebaudes das groRte Potential fur Photovoltaik.

Gestalterisch fligen sich die Schleppdachgaupen auch bei der Hauptdachneigung von 30 Grad
harmonisch in die Gesamtdachflache ein.

Eine Einzelgaupe hat eine Breite von 2,58 m und ist breiter als die vorgeschriebenen 1,50 m.
Die Gesamtbreite der beiden Gaupen ist mit 5,16 m auch gro3er als 1/3 der Dachflache (4,16 m
= 12,5:3). Die bestehenden Gaupen werden im Grundriss nicht geandert, bzw. sie bleiben be-
stehen und nur die Gaupendachkonstruktion wird geandert. Gestalterisch ist die geplante Aus-
fuhrung vertretbar. Fir die Nutzung des Dachgeschosses als Wohnung sind die Gaupen in der
bestehenden Form wichtig.”

Die Gemeindeverwaltung sieht keine Probleme in der Nichteinhaltung der Festsetzungen bzgl.
der Errichtung von Gauben, da diese am ruckwértigen Dach und von der Straf3e nicht einsehbar
sind.

Weitere Festsetzungen )
Weitere Festsetzungen sind von der Anderung der Dachgaubenform nicht berthrt.

Nachbarbeteiligung
Die benachbarten Grundstiickseigentimer haben dem Bauvorhaben zugestimmt.

Warmeschutz, Aufbringen einer AufRenisolierung im Bereich des 6ffentlichen

e s Verkehrsgrunds

Beschluss:

Bei einer Gehwegbreite von mindestens 1,50 Meter nach Aufbringen einer Auenddmmung
zwischen Kante Gehweg/Fassadenputz sowie Kante Gehweg/Bordstein kann die Gemeinde-
verwaltung einen Grundstiicksverkauf zugunsten und auf Kosten des anliegenden Grundstiick-
seigentimers fir die Errichtung einer AuRenddmmung tatigen.

Abstimmungsergebnis: Ja:1l Nein: 9

Sachverhalt:

Die Gemeindeverwaltung erreichen immer wieder Anfragen, ob eine Aullenddmmung ange-
bracht und dabei der offentliche Verkehrsgrund tberbaut werden kann. Die Gemeindeverwal-
tung hat sich Uber die aktuelle Rechtslage informiert und mit dem Bayerischen Gemeindetag
Rucksprache gehalten.

Eine AuRendammung Uber dem 6ffentlichen Verkehrsgrund ist nicht zulassig. Fur die Nutzung

von 6ffentlichem Verkehrsgrund wirde es einer Sondernutzungserlaubnis nach Art. 18 Bayeri-
sches StraRen- und Wegegesetz bedirfen, welche jedoch ausschlielich auf Zeit oder stets
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widerruflich erteilt werden kann. Die Merkmale der zeitlichen Befristung sowie der stets wider-
ruflichen Erlaubnis schlieBen eine dauerhafte AuBendammung aus. Grundsatzlich sollte auch
ein Gehweg mit einer Breite von weniger als 2,50 Meter (Vorgabe RAST) nicht weiter eingeengt
werden. Sollte der Gehweg breiter sein, kdnnte die Gemeinde dartber entscheiden, ob sie
Grundflache an den Eigentimer abtritt. Ist dies nicht méglich oder gewollt, muss der Eigentimer
in diesem Fall eine Innendammung o. &. vornehmen. Ab einer Hohe (2,40 Meter Uber Gehweg,
4,50 Meter uber StralRe) konnte theoretisch eine Sondernutzung genehmigt werden.

Alle AuRendammungen, die bereits vorhanden sind und in den 6ffentlichen Grund hineinragen,
sind unzuldssige Sondernutzungen und unterliegen einem Baubeseitigungsanspruch, welcher
nicht verjahrt.

Die Gemeinde Niedernberg strebt bei den bisherigen Malinahmen eine Mindestbreite von 1,50
Meter bei Gehwegen an. Die Breite gewahrleistet, dass ein Rollstuhlfahrer wenden kann. Eine
breitere Gehwegbreite lasst sich im Bestand nur schwer realisieren und trifft vor allem auf Neu-
baugebiete zu. Die Gehwegbreite von 1,50 Meter entspricht auch der Mindestbreite fur eine
Forderfahigkeit seitens der Regierung von Unterfranken.

Die Gemeindeverwaltung kann sich vorstellen, Grundstiicksverkaufe bei Gehwegbreiten, die
nach einer AuRendammung noch mindestens 1,50 Meter zwischen Kante Gehweg/Leistenstein
sowie Kante Gehweg/Bordstein betragen, zugunsten und auf Kosten des Grundstickeigenti-
mers (Grunderwerb zu Baulandpreis, Vermessungskosten, Notarkosten, evtl. Eintragung einer
Grunddienstbarkeit flr etwaige Leitungen, etc.) zu tatigen.

Anfragen bei geringerer Gehwegbreite wird die Gemeindeverwaltung auf Basis der dargestell-
ten Punkte entsprechend ablehnen.

Warmeschutz, Aufbringen einer Au3enisolierung im Bereich des 6ffentlichen

TOP 8.1 \/erkehrsgrunds, Mindestgehwegbreite 2,50 Meter

Beschluss:

Bei einer Gehwegbreite von mindestens 2,50 Meter nach Aufbringen einer Auenddmmung
zwischen Kante Gehweg/Fassadenputz sowie Kante Gehweg/Bordstein kann die Gemeinde-
verwaltung einen Grundstiicksverkauf zugunsten und auf Kosten des anliegenden Grundstiick-
seigentimers fir die Errichtung einer AuRendammung tatigen.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Im Rahmen der Sachverhaltsdiskussion wurde die Meinung vertreten, dass ein Mindestmaf3 von
2,50 Metern definiert werden sollte.

Bordsteinabsenkungen, Antrag auf Zulassung aufgrund von privaten Anfra-

TOP 7 o

Beschluss:
Den Birgerinnen soll die Mdglichkeit eréffnet werden auf eigene Kosten eine Bordsteinabsen-
kung zu beantragen.

Abstimmungsergebnis: Ja: 10 Nein: 0

Sachverhalt: )

Das Einbringen von Uberfahrhilfen stellt das Einbringen eines Hindernisses in den offentlichen
Verkehrsraum nach § 32 STVO dar. Dariber wurde der Bau- und Umweltausschuss in seiner
Sitzung vom 31.01.2023 informiert.

Die Burgerinnen wurden Uber das Amts- und Mitteilungsblatt seit Ende 2022 mehrfach aufge-
fordert etwaig eingebrachte Uberfahrhilfen zu entfernen. Ein GrofRteil der Blrgerlnnen ist dan-
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kenswerterweise der Aufforderung nachgekommen. Einzelne Uberfahrhilfen sind noch vorhan-
den.

Gemeinderatsmitglied Peter Reinhard stellte in der 0. g. Bau- und Umweltausschusssitzung den
Antrag den Birgerinnen die Mdglichkeit zu ertffnen auf eigene Kosten eine Bordsteinabsen-
kung zu beantragen.

Die Gemeindeverwaltung erstellte eine Ubersicht der Bordsteinhthen tiber den gesamten Orts-
bereich, die diesem Punkt beigefugt ist.

Es gibt einzelne Bereiche, in denen die BordsteinhOhe bis zu 12 Zentimeter betragt. Der erhoh-
te Bordstein wurde zum Schutz der Ful3génger, wie z. B. der Kinder auf dem Weg zum Kinder-
garten, angebracht. In diesen Bereichen gibt es stets eine Bordsteinabsenkung (Fachrainstra-
3e). Allerdings ist hier zu beobachten, dass vor allem Personen mit Rollator den Gehweg nicht
nutzen, da durch die stetige Niveau&nderung der Rollator abdriftet.

In den weiteren Bereichen betragt der Bordstein maximal 8 Zentimeter Hohe. Uberwiegend sind
sogenannte ,Rundbordsteine“ vorhanden, diese sind abgerundet und dadurch leichter zu Uber-
fahren. Teilweise wurden auch ,Hochbordsteine® verbaut, diese sind ,scharfkantig“. Hochbord-
steine sind jedoch maximal 6 Zentimeter hoch. Ein Uberfahren der Bordsteine mit einem Fahr-
zeug stellt kein Problem dar.

Folgende Aspekte gibt es seitens der Gemeindeverwaltung bei der weiteren Diskussion zu be-

achten:

¢ Eine sehbeeintrachtigte/-behinderte Person bendtigt eine Hohendifferenz am Gehwegrand,
um die Abgrenzung zwischen Fahrbahn und Gehweg entsprechend ertasten zu kdnnen. Al-
ternativ gibt es die Mdglichkeit eines ,Blindenleitsystems® (spezielle Pflastersteine mit Ril-
len).

¢ Eine Bordsteinabsenkung wiirde an dieser abgesenkten Stelle Fugdngern mit Beeintrach-
tigung helfen den Gehweg zu verlassen. Dies dient jedoch ausschlie3lich den angrenzen-
den Anwohnern, welche sich im Anschluss auf der Stral3e befinden. Ein schliissiges Netz an
Querungshilfen wiirde dadurch nicht entstehen.

e Bei den vergangenen Baumaflinahmen (seit ca. 2001) wurden Bordsteinabsenkungen
hauptséachlich im Kreuzungsbereich mit eingebaut. In diesen Féllen wurden seit 2015 eben-
falls Blindenleitsysteme mit eingebaut.

e Laut StralRenverkehrsrecht ist das Parken vor Bordsteinabsenkungen verboten. Damit ginge
bei Absenkungen vor Hofeinfahrten auch die Méglichkeit der Anwohner verloren, die Ein-
fahrt als Parkplatz zu nutzen.

¢ Je mehr Absenkungen an den Randsteinen vorgenommen werden, desto wahrscheinlicher
wird es, dass Rollator- und Rollstuhlfahrer die Gehwege nicht mehr benutzen und sich auf
der Fahrbahn fortbewegen (Beispiel Fachrainstral3e).

e Eine Antragsrechtdifferenzierung (z. B. nur Personen mit Rollator oder Rollstuhl) wirde
nicht zum Ziel fihren, da dies lediglich Momentaufnahmen darstellen.

Die Gemeindeverwaltung empfiehlt grundséatzlich keine Bordsteinabsenkungen zuzulassen. Bei
Neubaumalinahmen werden die Aspekte Barrierefreiheit, notwendige Bordsteinhthen, Leitsys-
tem, etc. besonders gepruft.

Eckpunkte fur Bordsteinabsenkungen

e Voraussetzung: H6he tber 3 cm von Rinne bis Radiusbeginn

e Absenkung auf max. 3 cm von Rinne bis Bordstein, Bordstein muss dann Hochbord sein

e Absenkung kann auf max. 3 m, bei Doppelgarage auf max. 5 m, je Grundsttick erfolgen

e Die Neigung von Grundstiick bis Bordsteinende darf max. 4 % betragen; ggf. muss Absen-
kung des Leistensteins mit erfolgen
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e Absenkung ist beiderseits der Einfahrt auf eine Lange von ca. 2 m zu verziehen

Jirgen Reinhard Marion Debes
Erster Burgermeister Schriftfiihrer/in

Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 28.03.2023 Seite 13 von 13



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Vorlage
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	Betreff
	Nummer
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Wortprotokoll
	Zu
	BM_Text4

